
Im Jahr der Afrikanischen Krise< 
Dürre, Hunger, Unterernährung, Bürgerkriegsurirren, Menschen auf der Flucht — so, nur so scheint sich Afrika im Jahre 1984 
darzustellen. Die Ernährungs- und Landwirtschaftsorganisation der Vereinen Nationen (FAO) schlägt Alarm, UN-Generalse­
kretär Javier Perez de Cuellar ergreift nach einem Besuch von acht westafrikanischen Staaten die Initiative zu einer kon­
zertierten internationalen Aktion zugunsten Afrikas, der FAO-Generaldirektor schlägt eine Weltkonferenz über die >Afrika­
nische Krise< vor, die Weltbank gibt erstmals Geld für Nahrungsmittelnothilfe, die 10.Ministertagung der UN-Wirtschafts­
kommission für Afrika verabschiedet ein >Sondermemorandum zur wirtschaftlichen und sozialen Krise Afrikas<, die 10. Mi­
nistertagung des Welternährungsrats widmet sich der schwierigen Emährungslage auf dem Kontinent, eine UN-Konferenz 
hofft auf Lösungen für das afrikanische Flüchtlingsproblem, der Wirtschafts- und Sozialrat der Weltorganisation debattiert 
über eine >Deklaration zur kritischen wirtschaftlichen Lage in Afrika< (und kann sich nicht einigen). Afrika hat wie alle in 
Not geratenen Glieder der internationalen Gemeinschaft Anspruch auf Solidarität; doch in der Öffentlichkeit der >Ge-
benländer, in der Afrika längst als >Hungerkontinent< stigmatisiert ist, dominiert eher der Mitleidseffekt. Wer aber primär 
Objekt des Mitleids ist, mit dem braucht man sich nicht ernstlich als Partner oder Forderndem auseinanderzusetzen... 
Das Bild Afrikas wird von öffentlichen Medien oder auch internationalen Organisationen häufig genug zu undifferenziert 
gezeichnet. Unbestritten ist aber, daß Afrika sich gegenwärtig in einem Schwächezustand befindet; dies wird auch dadurch 
illustriert, daß Pretoria gerade in diesem Jahr Erfolg damit hatte, seine Nachbarn zu einer botmäßigeren Politik anzuhalten. 
Gerade dieses Jahr eignet sich aber auch in besonderem Maße, den Ursachen der >Afrikanischen Krise< nachzugehen, jährt 
sich doch 1984 zum hundertsten Male der Beginn der Berliner Kongo-Konferenz (und für Deutschland die Gründung seines 
30jährigen Kolonialreichs). Sie gilt geradezu als Symbol für die Fremdbestimmung über Afrika und seine Menschen. Auch 
heute, da die meisten Völker Afrikas ihre Unabhängigkeit längst wiedererlangt haben, sehen sich die Staaten des Kontinents 
in umfassende weltwirtschaftliche und auch weltpolitische Abhängigkeiten eingebunden und sind — ebendeswegen? — zu 
Empfängern von internationaler >Hilfe< geworden. So ist die gegenwärtige Krise mehr ein Symptom denn das Problem selbst 
— in die Krise geraten ist vielmehr im Gefolge der Einwirkungen von außen das Verhältnis des Menschen zu seiner Umwelt, 
der nachkoloniale Nationalstaat, das bisher verfolgte Konzept von >Entwicklung< schlechthin. 

Die derzeitige Diskussion inner- und außerhalb der Vereinen Nationen bietet Anlaß, sich in diesem Heft mit den tieferlie­
genden Ursachen der aktuellen Lage auseinanderzusetzen. Von der sozial- und universalgeschichtlichen Perspektive gehen 
der Amerikaner Wallerstein und der Deutsche Geiss aus; der Kenianer Mazrui und der Ugander Nabudere analysieren — 
von recht unterschiedlichen Ansatzpunkten her — die Probleme des nachkolonialen Staates; der Iraner Saidi beleuchtet die 
Gründe für den Niedergang der afrikanischen Landwirtschaft; der Zairer Mbaya verdeutlicht, daß sich auf dem Gebiet der 
Menschenrechte wenigstens ein Hoffnungsschimmer zeigt. 

Afrika hundert Jahre nach der Berliner Konferenz IMMANUEL WALLERSTEIN 

I. Vom >informellen Imperium« 
zur Aufrichtung der Kolonialgrenzen 

Die Berliner Konferenz von 1884/85 ist weit eher politischer 
denn ökonomischer Wendepunkt in der modernen afrikani­
schen Geschichte. Man kann sagen, daß die wirtschaftliche Ein­
gliederung verschiedener Teile Afrikas in die kapitalistische 
Weltwirtschaft bereits 1750 begonnen hatte und 18151 schon 
recht weit fortgeschritten war, und daß die Berliner Konferenz 
Folge und nicht Ursache dieser Einbeziehung war. Wenn man 
Afr ika aus der Perspektive der Z e n t r u m s m ä c h t e des Weltsy­
stems i m 19. Jahrhundert betrachtet, läßt sich dies sehr leicht 
aufzeigen. 
Der Zeitraum von 1815 bis 1873 war mehr oder weniger das 
Zeitalter der britischen Hegemonie in diesem Weltsystem. Die 
endgül t ige Niederlage Frankreichs in den Napoleonischen Krie­
gen brachte nicht nur politischen und mi l i tä r i schen Tr iumph 
für Großbr i tannien , sondern auch einen empfindlichen wir t ­
schaftlichen Rückschlag für dessen Gegner — den einzigen 
unmittelbaren ökonomischen Rivalen i m Hinblick auf Gebiets­
größe und S tä rke . Dies gestattete es Großbr i tannien , ein halbes 
Jahrhundert lang den europä ischen Mark t zu beherrschen und 
auße rdem die führende Rolle bei der Konsolidierung der Ex­
pansion der peripheren Zonen der kapitalistischen Weltwirt­
schaft, die seit etwa 1750 in Gang war, zu ü b e r n e h m e n (und 
gleichzeitig der Haup tnu tzn ießer dieser Entwicklung zu sein). 

I n verschiedenen Teilen des afrikanischen Kontinents, haupt­
sächlich in den Küs tengeb ie ten (insbesondere i m Norden, We­
sten und Süden) , begann die Umformung der Produktionspro­
zesse dergestalt, daß sie in das integrierte Netz der Weltwirt­
schaft eingebunden wurden. Für diese Umformung der Produk­
tionsprozesse war keine systematische politische Kolonisierung 
vonnöten . Erforderlich waren dagegen zwei Dinge: 
• Erstens die Abschaffung des Sklavenhandels. Die Entwick­
lung jedweder Form exportorientierter Agrarwirtschaft war 
grundsätz l ich unvereinbar mi t politischen Strukturen wie sie 
zur Aufrechterhaltung des Sklavenhandels erforderlich waren. 
Schließlich waren Sk lavenhändle r und Produzenten landwirt­
schaftlicher Expor tgüter Konkurrenten um die gleiche Arbeits­
kraft. 
• Zweitens war die Schaffung und/oder S t ä r k u n g politischer 
Instanzen angezeigt, die bereit waren, die Wir tschaf tss t röme 
abzusichern, die für die Einbeziehung in die Weltwirtschaft cha­
rakteristisch waren. In einigen Gebieten erwiesen sich bereits 
bestehende staatliche Strukturen als in der Lage, diese Rolle zu 
ü b e r n e h m e n . In anderen Gebieten entstanden zu diesem Zweck 
neue staatliche Strukturen. Und in wieder anderen Gebieten 
wurden die Strukturen von Kolonisatoren von außen geschaf­
fen. 
Vom britischen Standpunkt aus war es nicht so wichtig, wer die 
Staatsstrukturen in den in die Weltwirtschaft einbezogenen Ge­
bieten kontrollierte. Auch war die Ausweitung der weltweiten 
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Produkt ionskapaz i tä t nicht so dringlich, denn die Rolle, die den 
afrikanischen Gebieten i m Rahmen der laufenden weltwirt­
schaftlichen Aktivi tä ten zugewiesen war, war noch recht unbe­
deutend. Die Gesamtheit der an anderen Plä tzen ablaufenden 
wirtschaftlich produktiven Prozesse war ungefähr alles, was 
das Weltsystem auf dieser Entwicklungsstufe bewäl t igen konn­
te. Daher waren sowohl Großbr i tannien als auch diejenigen, die 
die einzelnen irgendwie in die kapitalistische Weltwirtschaft 
einbezogenen Gebiete kontrollierten, bereit, die Beziehungen 
locker zu gestalten. Dies wurde spä te r als >informeller Imperia-
!ismus< bezeichnet. Der Imperialismus war Real i tä t i n Gestalt 
der S t röme an Mehrprodukt, aber er war zugleich >informell<, 
insoweit er ein hohes Maß an politischer Autonomie in Afr ika 
duldete. Aus afrikanischer Sicht reichte der europäische Ein­
griff nicht aus, um die S tä rke der konkurrierenden sozio-politi-
schen Kräfte in ihren historisch eingefahrenen Bahnen ent­
scheidend zu beschneiden — so glaubte man zumindest. 
Daß diese >lockere< Atmosphä re nach 1873 verschwand, lag 
nicht an Entwicklungen innerhalb Afrikas, sondern an struktu­
rellen Verände rungen des Weltsystems als Ganzem. Großbri­
tannien hatte seine Hegemonie eingebüßt . Selbstvers tändl ich 
war es noch die s t ä rks te Macht der Welt, ökonomisch wie mi l i ­
tär isch, aber es war nicht mehr stark genug, um der unumstrit­
tene Gebieter zu sein. Deutschland und die Vereinigten Staaten 
hatten sich zu Hauptkonkurrenten in den führenden Industrie­
zweigen entwickelt; Frankreich blieb ebenfalls stark. Die >Pax 
Britannica< wurde somit in Frage gestellt. Auße rdem war die 
Weltwirtschaft 1873 in eine ihrer wiederkehrenden Stagnations­
phasen eingetreten, durch welche periodisch die Här t e des di­
rekten ökonomischen und politischen Konkurrenzkampfes zwi­
schen den Z e n t r u m s m ä c h t e n noch verschärf t wi rd . Jedermann 
wußte , daß das weitere ökonomische V o r w ä r t s k o m m e n der 
Staaten neben Großbr i tann ien die Zerschlagung des Monopols 
erforderte, das Großbr i t ann ien ta tsächl ich über die Handels­
und F inanzs t röme zwischen Zentrum und Peripherie ausübte . 
Dort, wo Staaten der Peripherie schon als funktionierende Glie­
der des zwischenstaatlichen Systems politisch etabliert waren, 
wie beispielsweise in Südamer ika , wurde der Konkurrenz­
kampf der Z e n t r u m s m ä c h t e weitgehend in der wirtschaftlichen 
Arena ausgefochten. Aber für diesen ve r s t ä rk t en Konkurrenz­
kampf standen den Z e n t r u m s m ä c h t e n noch viele andere Waf­
fen zur Verfügung: Förderung des Zusammenbruchs bürokra t i ­
scher Reiche (Osmanisches Reich, China), die >zeitweilige< Be­
setzung souveräner Staaten (seitens der USA in der Karibik), 
die erzwungene Reform bestehender Staatsstrukturen, um ih­
nen ihre Rolle als Angehör ige des zwischenstaatlichen Systems 
zuzuweisen (Japan, Siam, Persien, Abessinien). Für alle übr igen 
galt die Alternative der direkten Kolonisierung. 
Die direkte Kolonisierung bot sich aus mehreren G r ü n d e n für 
fast ganz Afr ika (zur damaligen Zeit aber auch für Südostas ien 
und Ozeanien) an. Die in Afr ika bestehenden politischen Struk­
turen waren i m allgemeinen mil i tär isch schwach; und in vielen 
Gebieten herrschten wegen der Unruhe i m Zuge der Fortdauer 
des Sklavenhandels unsichere Verhäl tn isse , die die Einführung 
der exportorientierten Agrarproduktion erschwerten. Vor allem 
aber betrachteten Frankreich und Deutschland die direkte Ko­
lonisierung als Mit tel , sich das >Vorkaufsrecht< für potentiell 
wirtschaftlich ertragreiche Gebiete zu sichern und sie dem Zu­
griff Großbr i t ann iens zu entziehen. Die Kolonisierung war für 
einige europäische Mächte somit Teil einer merkantilistischen 
Strategie, die immer wieder als ein Mechanismus entsteht, mit 
dessen Hilfe die mittleren Mächte versuchen, die wirtschaftli­
che S t ä rke der bedeutendsten Macht anzuknabbern. Das ist 
politisch jedoch nur dann möglich, wenn die ökonomische Vor­
herrschaft des führenden Staates schon ins Wanken geraten ist. 
Dies war nach 1873 der Fall; der >Wettlauf nach Afrika< (Scram­
ble for Africa) war die logische Folge. 

I n diesem Sinne muß der >Wettlauf< als eine gegen Großbri tan­
nien gerichtete Taktik — hauptsächl ich Frankreichs und 
Deutschlands — verstanden werden. Großbr i tann ien wäre voll­

auf zufrieden gewesen, wenn sich der Stand der Dinge von vor 
1873 wie damals langsam hä t te weiterentwickeln können . So­
bald Großbr i tann ien aber nicht mehr stark genug war, den 
>Wettlauf< zu verhindern, mußte es sich wohl oder übel daran 
beteiligen. Und da es nun einmal an dieser Balgerei teilnahm, 
gewann es sie auch, denn es war noch immer der s t ä rk s t e Staat. 
Großbr i tann ien war insoweit Sieger des Wettlaufs, als es den 
größten Teil afrikanischen Territoriums unter Kontrolle ge­
bracht hatte. Dieser Rechnung m u ß man auße rdem die portu­
giesischen Gebiete zuschlagen, die Großbr i tann ien Portugal zu 
bewahren geholfen hatte, da es wußte , daß es indirekt daraus 
ökonomischen Nutzen ziehen konnte. Auch den Kongo-Frei­
staat m u ß man dazurechnen, der als >offenes< Gebiet beibehal­
ten wurde. Daher war Großbr i t ann ien um 1900 nur der Zugang 
zu den französischen, deutschen und italienischen Gebieten 
verwehrt (und es erhielt nach dem Ersten Weltkrieg Zutr i t t zu 
etwa der Hälfte der deutschen Gebiete). 
Plötzlich, binnen kurzer Zeit, war praktisch ganz Afrika in eine 
Reihe voneinander abgegrenzter >Kolonien< aufgeteilt. A n sich 
ände r t e dies nicht viel an den ökonomischen Prozessen, aber im 
Hinblick auf das zwischenstaatliche System, innerhalb dessen 
ganz Afr ika nun zum integrierten, funktionierenden Bestand­
tei l wurde, ände r t e sich eine ganze Menge. Afrika war von einer 
Vielfalt politischer Strukturen gekennzeichnet gewesen; kaum 
eine von ihnen hatte bisher mi t dem zwischenstaatlichen Sy­
stem in Verbindung gestanden oder war dessen Regeln unter­
worfen gewesen. Diese Vielfalt wurde jetzt durch etwa 50 sepa­
rate Einheiten ersetzt, die alle Anspruch auf Souveräni tä t in ­
nerhalb des rechtlichen und politischen Rahmens des zwischen­
staatlichen Systems erhoben. Natürl ich waren diese souverä­
nen Einheiten in fast allen Fäl len nicht wirkl ich unabhäng ig , 
sondern eben Kolonien eines europäischen Staates. Aber sie 
waren gleichwohl >souverän<. Es handelte sich also um interna­
tional und rechtlich anerkannte Einheiten mit relativ aner­
kannten Grenzen und klar definierten rechtlichen Verpflichtun­
gen. 

I I . Afr ika in der Weltwirtschaft 

Heute wissen wir , welch bleibende soziale Realität damals ge­
schaffen wurde. Die Grenzen dieser Gebilde, wie sie 1885 bis 
1900 entstanden, sind mi t außergewöhnl ich geringfügigen Än­
derungen die Grenzen der unabhäng igen afrikanischen Staaten 
von 1984 geblieben. Auße rdem geht es um mehr als um die j u r i ­
stische Definition von Grenzen. Diese Staatsgrenzen sind der 
Rahmen geworden, innerhalb dessen sich nationales Bewußt­
sein definiert — für die Regierungen dieser Staaten, aber auch 
für eine wachsende Zahl ihrer Bürger. Gerade der Begriff des 
>Staatsbürgers< ist i m afrikanischen Kontext eine Funktion der 
Handlungen, die sich direkt aus den Beschlüssen der Kongo-
Konferenz von 1884/85 ergaben. 
Auch wenn der Prozeß der Grenzfestlegung selbst nicht aus der 
ökonomischen Transformation in Afr ika hervorging, so hatten 
die Grenzen doch ökonomische Konsequenzen für Afrika. Hier­
bei m u ß man zwischen den wirtschaftlich-finanziellen Interes­
sen der Regierungen der Kolonia lmächte und den Interessen 
der Kapitalfraktionen i m Wel tmaßs tab (besonders natür l ich 
derjenigen, die in den >Mutterländern< ansäss ig waren) unter­
scheiden. 
Die Regierungen mochten wohl mittelfristig Interesse an der 
Förderung der Belange der kapitalistischen Schichten in ihren 
Lände rn gehabt haben, ihr kurzfristiges Ziel bestand jedoch 
darin, die Ordnung in den Kolonien mi t mögl ichst geringem 
Kostenaufwand für den Steuerzahler in den Metropolen auf­
rechtzuerhalten. Kolonien sind kostspielig. Irgendjemand muß 
die Kosten für Verwaltung, Armee und wenigstens ein Mini ­
mum an Infrastruktur tragen. Die einfachste Lösung — oder 
zumindest diejenige, die der Metropole die geringste finanzielle 
Last aufbürdete — bestand darin, die Kolonisierten selbst die 
Rechnung begleichen zu lassen. So entstand die weitverbreitete 
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Politik, irgendeine A r t ört l icher Steuer einzuführen, die zur 
>Deckung< der Kosten der Kolonialverwaltung dienen sollte. 
Eine solche Notwendigkeit wies schon in Richtung einer Aus­
weitung der marktbezogenen Warenwirtschaft, sei es auch nur, 
um die Steuerzahlung in Form von Geld zu ermögl ichen. 
Nach 1900 deckte sich dieser Bedarf der Kolonialverwaltungen 
mi t andersgearteten, aber konvergierenden Interessen der eu­
ropä ischen kapitalistischen Schichten. Während des wirtschaft­
lichen Aufschwungs in der Zeit von 1897 bis 1920 machte die 
Ausweitung der Weltproduktion eine erhebliche Produktionser­
weiterung bei einer ganzen Reihe von P r i m ä r p r o d u k t e n erfor­
derlich. Afr ika hatte eine Vielfalt an Böden und Klimata anzu­
bieten, so daß viele dieser Produkte dort angebaut werden 
konnten. Da die marktbezogene Warenwirtschaft i n Afr ika sich 
zu dieser Zeit auf ( im Wel tmaßs tab gesehen) relativ niedrigem 
Niveau bewegte, war es auße rdem i m großen und ganzen mög­
lich, ein Heer von Kräften, die nur einen Teil ihrer Lebensar­
beitszeit als Lohnarbeiter verbrachten, bei (wieder i m Weltmaß­
stab gesehen) relativ niedrigen Löhnen zu beschäft igen. Die 
Produkte wurden also gebraucht und die zu erwartende Profit­
rate war relativ hoch, ganz gleich, ob in Form von Plantagen 
oder bäuer l ichen Betrieben produziert wurde. 
Daher versuchten sowohl die Verwaltungen als auch die kapi­
talistischen Schichten die Arbeitskraft auf vielerlei A r t und 
Weise zur Ware zu machen, um die Wirtschaft zu >entwickeln<. 
Der französische Ausdruck hierfür war in der Tat außerordent ­
lich präzise . Die Franzosen sprachen von der >mise en valeur< 
der Kolonie. Die Wör te rbücher geben dies englisch mi t >in-
crease in value< (Wertsteigerung) wieder, wört l ich heißt es aber: 
>(etwas) in eine Form bringen, in der es Wert hat<. 
Afrikas >mise en valeur< war kein einfaches Vorhaben. Erstens 
widersetzten sich die afrikanischen Arbeiter (die sogenannten 
u n a b h ä n g i g e n Landwirte eingeschlossen) der gesteigerten Aus­
beutung ihrer Zeit und Energie und der Zers törung ihrer Le­
bensweise — Dinge, die die neuen exportorientierten Produkti­
onsabläufe in Landwirtschaft und Bergbau mi t sich brachten. 
Vielerorts wurde in verschiedener Weise offen rebelliert; pas­
sive Sabotage gab es fast überal l . 

Zweitens deckten sich die Interessen der Kolonialverwaltungen 
und der kapitalistischen Schichten i m allgemeinen wohl in der 
Anfangszeit der ökonomischen Transformation, aber ihre kurz­
fristigen Interessen waren nach 1920 (aus einer Reihe von 
Gründen) und nach 1950 (aus wieder anderen Gründen) doch oft 
unterschiedlich. 
Drittens umfaßt der Begriff kapitalistische Schichten« minde­
stens zwei ganz verschiedene Bestandteile: jene großen Unter­
nehmen in den Metropolen, die direkt oder indirekt am Produk­
tions- und Kapitalfluß beteiligt waren, und jene wesentlich klei­
neren europä ischen Firmen oder Individuen, die in den Kolo­
nien selbst operierten. Ihre wirtschaftlichen und politischen In­
teressen gingen regelmäßig auseinander und sollten häufig Ur­
sache kolonialpolitischer Verunsicherung sein. 
Über die gesamte Zeitspanne von 1900 bis 1945 läßt sich sagen, 
daß sie, abgesehen von einigen Bergbaugebieten, i m Hinblick 
auf die Integration der Produktionsprozesse des Kontinents in 
die Weltwirtschaft nur eine sehr e ingeschränk te >mise en va-
leur< mi t sich brachte. Die Folge war, soziologisch gesehen, ein 
ähnl ich niedriger Grad der Umwandlung der Arbeitskraft 
(kaum des Bodens) in Ware; auch die Urbanisierung und damit 
gleichzeitig die Verbreitung von Verkehrs- und Kommunika­
tionsmitteln ging sehr langsam vonstatten. Politische Folgeer­
scheinung war die Politisierung einer kleinen afrikanischen 
Gebildetenschicht. Aber noch war (außer vielleicht in Südafri­
ka) der afrikanische Nationalismus keine ze i tgemäße Form po­
litischer Organisation. 
A l l die wi rk l ich einschneidenden Verände rungen fanden eigent­
lich erst i n der Zeit nach 1945 statt. Erst dann näml ich hatte 
Afr ika seine Produkt ionsakt iv i tä t so weit ausgedehnt, daß es 
ü b e r h a u p t als Mehrwertproduzent i m Wel tmaßs tab eine Rolle 
zu spielen begann. (Zweifellos traf dies für Südafr ika schon in 

der Zeit zwischen den Kriegen zu, aber selbst dort war in den 
Jahren nach 1945 eine bedeutende Erweiterung des Mehrwert­
exports zu verzeichnen.) Die Jahre nach 1945 stellten zugleich 
die Ära der sogenannten Entkolonisierung dar. Beide Phäno­
mene sind nicht ohne Zusammenhang; auch sind sie sicherlich 
nicht als Widerspruch zu verstehen. 

I I I . Entkolonisierung, 
Neokolonialismus und Anti-System-Bewegungen 

Die Jahre von 1945 bis etwa 1970 waren eine Zeit unangetaste­
ter Hegemonie der Vereinigten Staaten i m Weltsystem. Peri­
oden unbestrittener Hegemonie (relativ selten) sind normaler­
weise Zeiten der Entkolonisierung, denn die Hegemonialmacht 
benöt igt keine politischen Kontrollmechanismen, um sich öko­
nomisch durchzusetzen. Gleichzeitig gelingt es den zweitrangi­
gen Mäch ten (die diese Mechanismen brauchen) nicht, dem 
Zweifronten-Angriff (von unten durch die Kolonisierten und 
von oben durch die Hegemonialmacht) gegen die Zwänge der 
Monopolisierung, die die Kolonialherrschaft verkörper t , stand­
zuhalten. 
Die Zeit von 1945 bis 1970 war a u ß e r d e m eine Phase der Expan­
sion der Weltwirtschaft, und zwar größeren Umfangs als man 
aus irgendeiner vorherigen Phase hegemonialer Reife gewohnt 
gewesen wäre . Das hieß, die >mise en valeur< afrikanischer Pro­
duktion für den Weltmarkt muß te in be t rächt l ichem Maße ge­
steigert werden. Wenn die Basis einer exportorientierten Pro­
duktion erweitert werden soll, ist dafür einerseits ta tsächl iche 
Nachfrage (die vorhanden war) und jemand, der Kapital inve­
stiert, erforderlich — ganz gleich, woher das Kapital (das tat­
sächl ich in ausreichendem Maße vorhanden war) eigentlich 
stammt. Andererseits w i r d ein strukturiertes und möglichst b i l ­
liges Angebot an Arbeitskraft benötigt . 
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»... Verräth es nicht ein außerordentlich naives Rechtsbewußtsein, wenn sich 
dort in Berlin eine Anzahl von Deutschen, Engländern, Franzosen, Italienern, 
Belgiern, Portugiesen, Nordamerikanern u.s.w. hinsetzen, um sich gegenseitig 
Rechte auf ein Gebiet zuzugestehen, dessen Einwohner sie in keiner Weise 
bevollmächtigt haben, ja die nicht einmal um ihre Ansicht befragt worden 
sind. Man denke sich doch einmal den Fall, daß sich z. B. China, Japan, Persien 
u.s.w. zu einer Konferenz zusammenthäten, um sich gegenseitig gleiche 
Rechte auf Deutschland einzuräumen. Wir würden das eine Dummheit und 
eine maßlose Frechheit nennen, und doch wäre der einzige Unterschied der, 
daß es sich im letzteren Falle nur um eine Kinderei handelte, während es den 
europäischen Nationen mit der Kongokonferenz blutiger Ernst ist. Ich wüßte 
in der That aus der ganzen Weltgeschichte kein einziges Beispiel zu nennen, 
wo die Besitzergreifung fremden Eigenthums so ohne alle Formalitäten vor 
sich gegangen wäre, wie auf der eben beendigten Kongokonferenz.« So zu 
lesen in einer 1885 aufgrund des Sozialistengesetzes im Ausland, in Zürich, 
erschienenen Streitschrift des Pädagogen und Schriftstellers Jens Lauris 
Christensen (>Gegen unsere Kolonialpolitik. Ein ruhiges Wort in bewegter 
Zeit<). Derart klarsichtige zeitgenössische Kritik war selten; meist standen 
auch für die Kolonialkritiker Kosten-Nutzen-Erwägungen im Vordergrund. — 
Oben: die ersten Unterschriften unter der am 26. Februar 1885 unterzeichneten 
>General-Akte< der Kongo-Konferenz. 

Letzteres zu gewähr le is ten , ist viel eher ein sozio-politisches als 
ein ökonomisches Problem. Es ist eine alte Binsenweisheit, daß 
man, w i l l man Leute dazu zwingen, Dinge zu tun, die sie ungern 
tun, sich lieber eines Vermittlers bedienen sollte, der eine an­
dere A r t von Druck ausüben kann als rohe Gewalt; das ist bes­
ser, als selbst und direkt Gewalt anzuwenden zu versuchen. In 
der Zeit vor 1945 hatten sich die Kolonia lmächte in Afrika noch 
der einen oder anderen Form des unmittelbaren Zwanges be­
dient, um sich genügend Arbeitskraft zu sichern (Kopfsteuer, 
Fronarbeit usw.). Die f rühen nationalistischen Bewegungen in 
den Jahren nach 1945 konnten ihre Mobilisierung oft auf die 
Ablehnung solcher Praktiken durch die Öffentlichkeit s tützen. 
Es ist daher kein Wunder, daß die Entkolonisierung des br i t i ­
schen, des französischen und des belgischen Afr ika so relativ 
schnell und relativ ohne Blutvergießen vonstatten ging. Die 
Kombination aus afrikanischer Mobilisierung, asiatischem Bei­
spiel, Quasi-Komplizenschaft der Vereinigten Staaten und west­
europä ischer Schwäche erwies sich als sehr wirkungsvoll. Nach 
einigem anfängl ichen Widerstand seitens der Kolonia lmächte 
brach der Damm in den Jahren 1956 bis 1960, und plötzlich war 
Afr ika unabhängig . Das galt na tür l ich nicht für Algerien, Portu-
giesisch-Afrika, Südrhodes ien und Südafrika. Aber in jedem 
dieser Fälle lag (liegt) der Unterschied darin, daß dort noch 
andere Interessen an der Aufrechterhaltung des Status quo 
bestanden (bestehen), die bei einer Entkolonisierung auf dem 
Spiel standen (stehen) und daher beharrlich verteidigt wurden 

(werden). Aber sogar dort bröckel te schließlich der Widerstand, 
außer in Südafrika, wo der Kampf vermutlich lang und heftig 
sein wird . 
Welche Bedeutung hat dieser massive Souverän i tä t s t ransfe r? 
Große und geringe Bedeutung zugleich. Beginnen w i r mi t der 
geringen Bedeutung. Afr ika insgesamt hat seine ökonomische 
Position innerhalb der Weltwirtschaft wohl nicht verbessern 
können . Pessimistische Bewertungen der Leistungen der letz­
ten zehn bis zwanzig Jahre sind weitverbreitet, auch wenn die 
politischen Schlußfolgerungen, die daraus abgeleitet werden, 
sehr breit gefächert sind (von, sagen wir, dem Berg-Bericht der 
Weltbank bis hin zum Aktionsplan von Lagos der Organisation 
der Afrikanischen Einheit). Wenn man ü b e r h a u p t eine Schluß­
folgerung ziehen wi l l , dann k ö n n t e man sagen, daß Afr ika eher 
schlechter dasteht, und zwar gerade weil die Entkolonisierung 
Afr ika eine bedeutend intensivere Teilnahme am Produktions­
geflecht der Weltwirtschaft e rmögl icht hat (auch wenn dies der 
Weltbank längs t noch nicht weit genug geht). 
Die >Entwicklungs<-Pläne der u n a b h ä n g i g e n afrikanischen 
Staaten haben sich alle in diese Richtung bewegt, auch dort, wo 
>Vertrauen i n die eigene Kraft< ideologisch eine Rolle spielte 
(wo nicht, erst recht). Nichts in der politischen und wirtschaftli­
chen Konjunkturlage der achtziger Jahre deutet darauf hin, daß 
eine baldige Umkehr dieser historischen Tendenz zu erwarten 
wäre . Den >Neokolonialismus< kann man immer wieder bekla­
gen, aber er ist nun einmal e rd rückend mächt ige Real i tä t i m 
Afr ika unserer Tage. 
Doch ist das Bi ld Afrikas seit der Unabhängigke i t na tür l i ch 
nicht nur ein Bi ld wirtschaftlicher Düsternis . Durch die Unab­
hängigke i t ist der kollektive politische Einfluß Afrikas i m Welt­
system ges t ä rk t worden — trotz s tändiger Staatsstreiche und 
schwacher Staaten. Man kann zwar wie der tansanische Präs i ­
dent Julius Nyerere von einem »zweiten Wettlauf nach Afrika« 
sprechen, aber die durchgängige politische Mißach tung afrika­
nischer Ansprüche , die die Berliner Konferenz von 1884/85 
kennzeichnete, gehör t der Vergangenheit an und ist heute nicht 
wiederholbar. Afr ika mag zwar schwach sein — wehrlos ist es 
nicht. 
Daß sich >1884< i m Jahre 1984 nicht wiederholen kann, liegt an 
der politischen Stoßkraft, die die Mobilisierung des Volkes 
durch Anti-System-Bewegungen gewinnen konnte — und im­
mer noch gewinnt, denn es handelt sich hierbei um ein in ganz 
Afr ika verbreitetes, wenn auch diskontinuierliches P h ä n o m e n . 
Diese Bewegungen, die (wie in anderen peripheren Regionen 
des Weltsystems) nationalistische und sozialistische Anliegen 
miteinander verbinden — was schon fast die Definit ion von n a ­
tionaler Befreiungsbewegung< ist —, haben Bewußtse in verän­
dert, dadurch zugleich das Organisationspotential und damit 
das weltpolitische Kräf teverhäl tnis . Man m u ß i m Hinblick auf 
das A u s m a ß dieser Entwicklung nicht einmal über t re iben , um 
zu erkennen, daß es sich hier um eine bedeutende Variable han­
delt, heute und in den kommenden Jahren. 
Auf diesem Gebiet steht Afrika nicht allein. Die politischen Ver­
ände rungen finden i m gesamten Weltsystem statt. Hier liegt 
einer der Häup tg ründe für ihre S t ä rke in einer beliebigen Ein­
zelregion. Die Frage ist, i n welche Richtung die Entwicklung 
geht. 
Drei zentrale Variablen m ü s s e n berücks ich t ig t werden, wenn 
man über die Aussichten für die kommenden zwanzig Jahre 
diskutiert. (Voraussagen über eine l ängere Zeitspanne halte ich 
für unsinnig.) Die erste Variable ist die Entwicklung des zwi­
schenstaatlichen B ü n d n i s s y s t e m s unter den H a u p t m ä c h t e n . 
Angesichts der akuten wie auch der noch zu erwartenden wir t ­
schaftlichen Rivali tät zwischen den Vereinigten Staaten, West­
europa und Japan in der gegenwär t igen Stagnationsphase der 
Weltwirtschaft, angesichts auch des Zusammenbruchs ideologi­
scher Barrieren in der Sowjetunion und in China, zeichnet sich 
eine größere Umgruppierung der wirtschaftlichen (und implizit 
der politischen) Allianzen ab. Ich habe andernorts 2 dargelegt, 
weshalb ich erwarte, daß wahrscheinlich i m endgült igen Ergeb-
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nis eine Washington-Tokyo-Peking-Achse einer Paris-Bonn-
Moskau-Achse gegenübe r s t ehen wird. Das gibt zwar ökono­
misch, nicht aber ideologisch Sinn. Ich möchte an dieser Stelle 
jedoch nicht weiter hierauf eingehen. Sollte sich aber ein derar­
tiges Bündn i s sys t em herauskristallisieren, w ä r e dies für Afr ika 
wahrscheinlich recht nützlich, denn es w ä r e dann mmstritte-
nes< Gebiet und beide Seiten m ü ß t e n um es >werben<. 
Auf einem ganz anderen Blatt steht, zweitens, die künftige Ent­
wicklung der Weltfamilie der Anti-System-Bewegungen. Dort 
herrscht momentan große Verwirrung. In den Metropolen wer­
den die dominierenden alten Bewegungen der I I . Internationale 
durch die verschiedenen Erscheinungsformen der sogenannten 
Neuen Linken unter Druck gesetzt. In den sozialistischen Län­
dern sind die an der Macht befindlichen Bewegungen der I I I . 
Internationale den Angriffen verschiedenster Bewegungen aus­
gesetzt, von denen Solidarnosc lediglich die bekannteste ist. In 
der Drit ten Welt verfolgen traditionelle Befreiungsbewegungen 
immer noch ihre Ziele in Ländern , i n denen noch keine Revolu­
tion« stattgefunden hat — vom ANC Südafr ikas bis zur F M L N / 
FDR El Salvadors. 
Wir haben es mi t einer ernstzunehmenden Krise innerhalb der 
Anti-System-Bewegung zu tun, die sich strukturell um ihre jetzt 
fünffache Spaltung dreht, und mi t wachsender Skepsis hin­
sichtlich der langfristigen Wirksamkeit der klassischen Strate­
gien. Die Frage ist, ob es in den nächs t en zwanzig Jahren Neu­
ansä tze für eine Strategie-Synthese geben wi rd und infolgedes­
sen den Beginn eines neuen, transnationalen Bündnisses von 
Bewegungen. Das ist noch längs t nicht sicher, denn diese A k t i ­
v i tä ten haben ja gerade erst begonnen. Dennoch, wenn sie auch 
nur ein S tückchen vo rankämen , könn ten sie die Lage Afrikas 

erheblich beeinflussen. Die dritte und letzte Variable ist die 
Frage, wie es in Afr ika selbst weitergeht. Afr ika ist der ä r m s t e 
Teil der Peripherie und als letzter entkolonisiert worden. M i t 
der — höchs t wichtigen — Ausnahme von Südafr ika und Nami­
bia haben inzwischen alle afrikanischen Staaten die erste 
Runde der Mobilisierung und des politischen Wandels hinter 
sich. Die Ergebnisse sind unbefriedigend. Es ist klar, daß sich 
eine zweite Runde anbahnt; weniger klar ist, i n welcher Gestalt. 
Da rübe r besteht so viel Unklarheit, daß man zögert, p räz i se re 
Voraussagen zu treffen. 
Man kann feststellen, daß die wohl wichtigste einzelne Variable 
für Afrikas unmittelbare Zukunft i m Ziel und in der Richtung 
der Anti-System-Mobilisierung innerhalb der u n a b h ä n g i g e n 
afrikanischen Staaten selbst besteht. Hierfür kann der Kampf 
in Südafr ika wichtige Impulse liefern. Nkrumah ist zu früh 
dagewesen. Ein neuer panafrikanistischer, antikapitalistischer 
Vorstoß kann durchaus Real i tä t werden. Ich meine einen wi rk­
lichen Vorstoß und nicht nur Sprücheklopfen. Aber er m u ß von 
innen kommen, um erfolgreich zu sein. Hier liegt ta tsächl ich die 
Herausforderung der nächs t en zwanzig Jahre. Wenn aber ein 
solcher Vorstoß sich ereignet, w i r d er die Gegebenheiten des 
Weltsystems grundlegend ve rände rn . Ausschl ießen läßt sich 
diese Möglichkeit jedenfalls nicht. 

Anmerkungen 

1 Siehe meinen Beitrag >Africa and the World-Economy<, der in Band VI der 
von der UNESCO herausgegebenen Allgemeinen Geschichte Afrikas er­
scheinen wird (J.FA. Ajayi (ed.), The Nineteenth Century Until the 1880's). 

2 Siehe meinen Beitrag >Crisis as Transition« in: S. Amin, G. Arrighi, A.G. 
Frank and I. Wallerstein, Dynamics of Global Crisis, New York (Monthly 
Review) 1983. 

Afrika zwischen Zentmm und Peripherie 
Der Titel des Beitrags en thä l t drei heute gängige Schlüsselwor­
te: Afrika, Zentrum, Peripherie. Sie sind jedoch nicht selbstver­
ständlich, sondern (wie alles Menschliche) nur relativ zu verste­
hen, mi t beschränk te r , weil historisch umgrenzter Aussage­
kraft. Als scheinbar universale Kategorie sind sie nur hantier­
bar durch möglichst präzise Definition in Zeit und Raum. Ein 
fruchtbarer Umgang mi t ihnen erfordert daher einige grund­
sätzl iche Vorklärungen, die aber schon mitten in die Thematik 
führen. 
Afr ika ist, wie der Name der übr igen Kontinente, nur eine prak­
tische Abstraktion zur Benennung eines als räuml iche Einheit 
e r faßten Erdteils. Der Name kommt (wie Asien) von der antiken 
Bezeichnung einer kleinen Landschaft, des Gebiets um Kartha­
go, und breitete sich von dort zunächs t übe r das gesamte von 
den Römern beherrschte Nordafrika aus. Er wurde erst später 
von den Europäe rn i m Zeitalter der E n t d e c k u n g e n « auf den 
gesamten Kontinent über t ragen . >Afrika< und >Afrikaner< also 
sind von außen stammende kollektive Bezeichnungen. Auch das 
ist nicht ungewöhnl ich in der Geschichte. So sind >Germanen< 
und > Slawen« ähnl iche Sammelbezeichnungen Außens tehende r 
zur Zusammenfassung von Völkern und S t ä m m e n zu einem 
Zeitpunkt, als sie sich selbst noch gar nicht als ethnische, 
sprachliche oder gar politische Einheit hä t t en verstehen kön­
nen. 
Entsprechend w ä r e vor Ankunft der Europäe r und vor Auf­
nahme der von ihnen vermittelten Kenntnisse und Kategorien 
kein >Afrikaner< dazu in der Lage gewesen, sich und Afr ika als 
Einheit zu sehen oder gar abstrakt zu definieren. Er hä t t e sich 
stets nur als Angehör iger eines Clans, eines Stammes oder 
eines größeren Volkes verstanden. Eine solche Aussage hat 
nichts mi t geistigem Hochmut eines Europäers , mi t kulturellem 
Kolonialismus oder Neokolonialismus zu tun, sondern umre iß t 
nur einen universalen Mechanismus, der so überal l und zu allen 

Zeiten wirk t , auch auf >Europäer< in f rüheren Phasen ihrer 
Geschichte: I n der Regel sehen erst Außens t ehende den ge­
meinsamen Nenner für Großgruppen von Menschen. 
Nach den Europäe rn waren daher Menschen afrikanischer Ab­
stammung, ehemalige Sklaven oder deren Nachfahren, die in 
England oder Amerika die moderne Bildung Europas aufge­
nommen hatten, seit dem spä ten 18. Jahrhundert die ersten 
>Afrikaner«, die Afr ika ü b e r h a u p t als Einheit begriffen, eben 
weil sie die f rühere Heimat ihrer Väter inzwischen von außen 
und mi t übergre i fenden Kategorien sahen. Nicht zufällig ging 
von solchen Gruppen, ferner von denjenigen mi t dem längs ten 
und intensivsten Kontakt mi t Europäe rn (an der westafrikani­
schen Küste) der moderne afrikanische Nationalismus aus, der 
sich seit dem spä ten 19. Jahrhundert zum Panafrikanismus als 
eine auf den Kontinent Afr ika projizierte Befreiungs- und Eini­
gungsbewegung erweiterte. 

Zentrum und Peripherie in der Weltgeschichte 

>Zentrum< und >Peripherie< sind jüngs te , fast schon modische 
Begriffe aus dem Bereich der Bemühungen , Probleme der sich 
entfaltenden Welt-Gesellschaft auf den Begriff zu bringen, in 
der Regel mi t fortschrittlichen, antiimperialistischen, europa-
und kapitalismuskritischen Vorzeichen. Die Einbeziehung 
Afrikas in die historischen und zei tgenössischen Zentrum-Peri­
pherie-Beziehungen erfolgt vor allem von der sogenannten De-
pendenz-Theorie, die se lbstvers tändl ich von Europa als Zen­
t rum der modernen Entwicklung ausgeht. Diese Selbstver­
s tändl ichkei t ist ein Reflex eurozentrischer Sicht, nur jetzt k r i ­
tisch gemeint. Jede noch so wohlgemeinte Selbstkritik an wirk­
licher oder angeblicher Europazentriertheit dreht sich jedoch 
i m Kreise, wenn sie nur — manchmal bis zur Se lbs tzers törung 
— Kompensierung für f rühere S ü n d e n seit der Expansion Euro­
pas in Übersee ist, die Europa vor einem halben Jahrtausend 
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